
Suchergebnisse: Forderungskatalog

3. März 1848 – Die Münchner erstellen einen Forderungskatalog an den König

München * In einem Forderungskatalog verlangen die Münchner Untertanen vom König:         Die

Verabschiedung eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit.     Die Einführung voller

Pressefreiheit und eines Pressegesetzes.   Die Einführung öffentlicher Gerichtsverfahren.   Die

Unterstützung des Wunsches nach Schaffung einer Volksvertretung für den Frankfurter

Bundestag.   Die Vereidigung des Militärs auf die Verfassung.   Die Verabschiedung eines neuen

Polizeigesetzes.   Die Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes.   Die Entlassung des

Verwesers des Innenministeriums Berks.        Die Resolution liegt im Rathaus auf und „innerhalb

von nur vier Stunden sollen bereits mehr als 10.000, bald gar 20.000 Unterschriften gesammelt

worden sein“. Der Magistrat und zwei aus dem Bürgerstand ausgewählte Vertrauensmänner

überreichen die Resolution.      Noch am Abend verkündet der Leitende Minister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein, dass die Stände zur Prüfung der Resolution vorzeitig einberufen werden

sollen. Als Termin wird der 31. Mai festgesetzt. König Ludwig I. kann und will die Forderungen der

Bürger nicht akzeptieren, verspricht aber die Entlassung Berks. Außerdem soll die nächste

Stände-Versammlung auf den 31. Mai 1848 vorverlegt werden.      Als die Münchner diese

Forderungen aufstellen, hat Lola Montez das Königreich Bayern bereits seit drei Wochen in

Richtung Schweiz verlassen. Es geht nicht mehr um die Affäre mit der Spanischen Tänzerin, es

geht nur noch um das autokratische und neoabsolutistische Herrschaftssystem König Ludwigs I.,

das nicht mehr länger aufrechtzuerhalten ist. 

2. Februar 1918 – Die Streikenden erarbeiten einen Forderungskatalog

München-Theresienwiese * Im Anschluss ziehen die Versammelten zur Theresienwiese, wo sich

insgesamt 6.000 Streikende aus verschiedenen Betrieben einfinden.    Ein Forderungskatalog

wird erarbeitet, der dem der Berliner Arbeiter entspricht:       Neben der Freilassung der

inhaftierten Streikführer sind das   die Umwandlung des politischen Systems in ein

demokratisches,   die Wiederherstellung der Koalitions-, der Presse- und der

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustands und   die gleichmäßige

Verteilung der Lebensmittel.&nbsp;

3. Februar 1918 – Die letzte Streik-Versammlung auf der Theresienwiese
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München-Theresienwiese * Um 10 Uhr treffen sich 2.500 bis 3.000 Streikende&nbsp;zur letzten

Streik-Kundgebung&nbsp;unter freiem Himmel auf der Theresienwiese.    Eine Deputation wird

gewählt, die die Forderungen vom 2. Februar 1918 bei der Regierung vortragen soll.&nbsp;Der

der USPD angehörende Handlungsgehilfe&nbsp;Fritz Schröder erklärt, dass die gegenwärtige

Bewegung ein Kinderspiel&nbsp;sei, gegen das, was noch kommen wird, wenn die Forderungen

der Arbeiter abgelehnt werden würden.    Der anschließende Demonstrationszug wächst noch

einmal auf 5.000 Menschen an.&nbsp;

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

7. November 1918 – Gemeinsame Forderungen von SPD und USPD formuliert

München * Am Vormittag treffen sich die Veranstalter der Kundgebung, USPD und SPD, im

Gewerkschaftshaus zur Abstimmung des Ablaufs der Massendemonstration. Sie einigen sich auf

einen gemeinsamen, acht Punkte umfassenden Forderungskatalog. Er beinhaltet:       Den

sofortigen Abgang des Kaisers und den Verzicht seines Thronfolgers.   Die Vereidigung des

deutschen Heeres auf die Verfassung.   Die Beseitigung aller Verfassungsbestimmungen, die der

Freiheit des gesamten deutschen Volkes entgegenstehen und den Ausbau Deutschlands zu

einem demokratischen Staatswesen hemmen.   Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus

der politischen Verwaltung und völlige Demokratisierung der Verwaltungsorganisation.   Annahme

der Waffenstillstandsbedingungen; grundsätzliche Ablehnung des von den Alldeutschen
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propagierten Gedankens der nationalen Verteidigung.   Sofortige Ergreifung aller Maßregeln,

welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei Abrüstung und Heimbeförderung der Truppen

verbürgen.   Schaffung wirksamster Garantien für das Beschwerderecht der Soldaten.  

Umfassende soziale Fürsorgemaßnahmen für die Notleidenden; Arbeitslosenversicherung;

achtstündiger Arbeitstag.       Bei der Besprechung hat Kurt Eisner „darauf aufmerksam gemacht,

dass die Massen doch vielleicht etwas anderes wollen als eine Art feierlichen Spaziergangs“. 

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm

ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige

Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 
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